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Arbeitsamt in Hamburg Roth
A R B E I T S L O S E

„Kommt nicht in Frage“
Die Präsidentin des Deutschen Städtetags, die CDU-Politi-

kerin Petra Roth, lehnt einen Kernpunkt des Entwurfs für
ein Unions-Wahlprogramm ab. Sie wehrt sich dagegen, Lang-
zeitarbeitslosen nur noch Sozialhilfe zu zahlen. Der wirt-
schaftspolitische Sprecher der CDU,Verkehrsminister Matthias
Wissmann, hatte die Unionsforderung am Donnerstag vergan-
gener Woche damit begründet, Langzeitarbeitslose könnten so
zu intensiverer Jobsuche gedrängt und künftig nach einheitli-
chen Regeln durch die Kommunen unterstützt werden.
Roth hält das für indiskutabel. „Dadurch würden schlagartig 1,5
Millionen Menschen zu Sozialhilfeempfängern“, sagt die Prä-
sidentin des Städtetages. „Daß der Bund weitere Lasten auf die
d e r  s p i e g e

erzoperation
Kommunen abwälzt, kommt überhaupt nicht in Frage.“ Städ-
te und Gemeinden müssen gegenwärtig pro Jahr rund 50 Mil-
liarden Mark für Sozialhilfe aufbringen. Etwa 30 Milliarden
Mark für die Arbeitslosenhilfe stammen bisher aus dem Bun-
desetat und werden von den Arbeitsämtern ausgezahlt.
Wissmann hatte den Kommunen Gespräche über die Lasten-
verteilung angeboten. Die CDU-Politikerin zeigt daran jedoch
wenig Interesse. Schon organisatorisch seien die Kommunen
nicht in der Lage, die zusätzliche Aufgabe zu bewältigen.
„Durch die neuen finanziellen Lasten würde das Selbstver-
waltungsrecht der Kommunen erdrosselt“, fürchtet Roth, in
deren Verband überwiegend große Städte organisiert sind.
Nicht in jedem Fall bekämen Bezieher von Arbeitslosenhilfe
weniger Geld vom Staat, falls sie zu Sozialhilfeempfängern
würden: Für Familien mit Kindern können sich Verbesserungen
ergeben; Sozialhilfe ist am Existenzminimum,Arbeitslosenhil-
fe am zuletzt gezahlten Gehalt orientiert.
K R A N K E N K A S S E N

Mehr Nachdruck, bitte
Scharf kritisiert haben die Spitzenver-

bände der gesetzlichen Krankenkas-
sen ihre Mitgliedsorganisationen. In ei-
nem internen Rundschreiben fordern
die Versicherer, der Justiz bei der Auf-
klärung von Betrügereien im Gesund-
heitswesen „mit allem Nachdruck“ zu
helfen. Auch eigene Versäumnisse, die
„strafbare Handlungen erst ermöglicht
haben“, sollen aufgedeckt werden. Hin-
tergrund der Ermahnungen sind massi-
ve Beschwerden von Staatsanwaltschaf-

ten, die die „zögerliche
Unterstützung der
Krankenkassen“ im
Zusammenhang mit
Korruptionsvorwürfen
gegen Herzspezialisten
rügen. Die Ermittler
verdächtigen die Kas-
sen, Informationen
über unzulässige und
unwirtschaftliche Ab-
sprachen mit Ärzten
gezielt zurückzuhalten,
weil sie öffentliche Kri-
tik oder sogar Strafver-
fahren fürchten. Mit
dem Alarmbrief versu-
chen die Kassenfunk-
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tionäre, ihre Organisationen zur Mitar-
beit zu verpflichten. Andernfalls, so
heißt es, „könnte der Eindruck entste-
hen, daß es nur bedingt ein Interesse an
der Aufhellung der Umstände gibt“.
Zitate
»Ich wünsche mir nicht,
daß er Kanzler wird.«

Ingeborg Schäuble über ihren Mann, den
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden Wolfgang
Schäuble

»Organisierte Kriminalität
arbeitet nach den gleichen
marktwirtschaftlichen Me-
chanismen wie der legale
Markt, nur skrupelloser
und ohne lästige Regula-
rien.«

NRW-Innenminister Franz-Josef Kniola (SPD)


